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Artikel 3 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Artikel 3 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Arbeitgeber, Arbeitnehmer Arbeitgeber, Arbeitnehmer 

§ 47. (1) Bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (§ 25) wird die 
Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn erhoben (Lohnsteuer), wenn im 
Inland eine Betriebsstätte (§ 81) des Arbeitgebers besteht. Arbeitnehmer ist eine 
natürliche Person, die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit bezieht. 
Arbeitgeber ist, wer Arbeitslohn im Sinne des § 25 auszahlt. Die 
Einkommensteuer für Bezüge und Vorteile von ausländischen Einrichtungen im 
Sinne des § 5 Z 4 des Pensionskassengesetzes ist durch Abzug vom Arbeitslohn 
auch dann zu erheben, wenn die ausländische Einrichtung im Sinne des § 5 Z 4 
des Pensionskassengesetzes im Inland über keine Betriebsstätte (§ 81) verfügt; für 
die Erhebung ist das Finanzamt Graz-Stadt zuständig. 

§ 47. (1) Arbeitnehmer ist eine natürliche Person, die Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit bezieht. Arbeitgeber ist, wer Arbeitslohn im Sinne des 
§ 25 auszahlt. Besteht im Inland eine Betriebsstätte (§ 81) des Arbeitgebers, wird 
bei Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit (§ 25) die Einkommensteuer durch 
Abzug vom Arbeitslohn erhoben (Lohnsteuer). Besteht im Inland keine 
Betriebsstätte (§ 81) des Arbeitgebers gilt Folgendes: 

  a) für Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 25) von unbeschränkt 
steuerpflichtigen Arbeitnehmern ist die Einkommensteuer durch 
Abzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) zu erheben; 

  b) für Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 25) von beschränkt 
steuerpflichtigen Arbeitnehmern kann die Einkommensteuer durch 
Abzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) erhoben werden; 

  c) für Bezüge und Vorteile aus ausländischen Einrichtungen im Sinne 
des § 5 Z 4 des Pensionskassengesetzes (§ 25) ist die 
Einkommensteuer durch Abzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) zu 
erheben. 

(2) bis (5) … (2) bis (5) … 
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Artikel 4 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

Artikel 4 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

§ 2. (1) Abgaben im Sinne dieses Artikels sind: § 2. (1) Abgaben im Sinne dieses Artikels sind: 

 a) und b) …  a) und b) … 

 c) die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zu 
erhebende Einfuhrumsatzsteuer oder durch Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union harmonisierte Verbrauchsteuern, sofern der 
Abgabenanspruch in Zusammenhang mit einem in diesem Staat 
begangenen Finanzvergehen, das im Inland verfolgt wird, entstanden 
ist. 

 c) die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union zu 
erhebende Einfuhrumsatzsteuer oder durch Rechtsvorschriften der 
Europäischen Union harmonisierte Verbrauchsteuern, sofern der 
Abgabenanspruch in Zusammenhang mit einem in diesem Staat 
begangenen Finanzvergehen, das im Inland verfolgt wird, entstanden 
ist; 

    d) Umsatzsteuer, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union in Zusammenhang mit einem grenzüberschreitenden 
Umsatzsteuerbetrug (§ 40) zu erheben ist. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

§ 5. (1) … § 5. (1) … 

(2) Ein Finanzvergehen ist im Inland begangen, wenn der Täter im Inland 
gehandelt hat oder hätte handeln sollen oder wenn der dem Tatbild entsprechende 
Erfolg im Inland eingetreten ist oder nach der Vorstellung des Täters hätte 
eintreten sollen. Wird das Finanzvergehen nicht im Inland, aber im Zollgebiet der 
Europäischen Union begangen und im Inland entdeckt oder wird es von einem 
österreichischen Staatsangehörigen im Ausland begangen oder wird es gegenüber 
einem auf Grund eines zwischenstaatlichen Vertrages im Ausland einschreitenden 
Organ einer Abgabenbehörde begangen, so gilt es als im Inland begangen. 

(2) Ein Finanzvergehen ist im Inland begangen, wenn der Täter im Inland 
gehandelt hat oder hätte handeln sollen oder wenn der dem Tatbild entsprechende 
Erfolg im Inland eingetreten ist oder nach der Vorstellung des Täters hätte 
eintreten sollen. Wird das Finanzvergehen nicht im Inland, aber im Zollgebiet der 
Europäischen Union begangen und im Inland entdeckt oder wird es von einem 
österreichischen Staatsangehörigen im Ausland begangen oder wird es gegenüber 
einem auf Grund eines zwischenstaatlichen Vertrages im Ausland einschreitenden 
Organ einer Abgabenbehörde begangen, so gilt es als im Inland begangen. 
Ebenso gilt ein Finanzvergehen als im Inland begangen, wenn es im übrigen 
Gemeinschaftsgebiet nach § 1 Abs. 3 Umsatzsteuergesetz 1994 in 
Zusammenhang mit einem grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrug (§ 40) 
begangen wurde. 

(3) … (3) … 

Strafbemessung; Anrechnung der Vorhaft. Strafbemessung; Anrechnung der Vorhaft. 

§ 23. (1) … § 23. (1) … 

(2) Bei Bemessung der Strafe sind die Erschwerungs- und die 
Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, 

(2) Bei Bemessung der Strafe sind die Erschwerungs- und die 
Milderungsgründe, soweit sie nicht schon die Strafdrohung bestimmen, 
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gegeneinander abzuwägen. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, ob die 
Verkürzung oder der Abgabenausfall endgültig oder nur vorübergehend hätte 
eintreten sollen. Im Übrigen gelten die §§ 32 bis 35 StGB sinngemäß. 

gegeneinander abzuwägen. Dabei ist sowohl darauf Bedacht zu nehmen, ob es 
dem Täter darauf angekommen ist, sich oder einem Verband, als dessen 
Entscheidungsträger er gehandelt hat, durch die wiederkehrende Begehung eine 
fortlaufende Einnahme zu verschaffen, als auch darauf, ob die Verkürzung oder 
der Abgabenausfall endgültig oder nur vorübergehend hätte eintreten sollen. Im 
Übrigen gelten die §§ 32 bis 35 StGB sinngemäß. 

(3) bis (7) ... (3) bis (7) ... 

Verjährung der Strafbarkeit. Verjährung der Strafbarkeit. 

§ 31. (1) ... § 31. (1) ... 

(2) Die Verjährungsfrist beträgt für Finanzordnungswidrigkeiten nach §§ 49 
bis 49b drei Jahre, für andere Finanzordnungswidrigkeiten ein Jahr und für die 
übrigen Finanzvergehen fünf Jahre. 

(2) Die Verjährungsfrist beträgt für Finanzordnungswidrigkeiten nach §§ 49 
bis 49d drei Jahre, für andere Finanzordnungswidrigkeiten ein Jahr und für die 
übrigen Finanzvergehen fünf Jahre. 

(3) bis (6) ... (3) bis (6) ... 

Abgabenhinterziehung. Abgabenhinterziehung. 

§ 33. (1) bis (4) … § 33. (1) bis (4) … 

(5) Die Abgabenhinterziehung wird mit einer Geldstrafe bis zum 
Zweifachen des für den Strafrahmen maßgeblichen Verkürzungsbetrages (der 
ungerechtfertigten Abgabengutschrift) geahndet. Dieser umfasst nur jene 
Abgabenbeträge (ungerechtfertigte Gutschriften), deren Verkürzung im 
Zusammenhang mit den Unrichtigkeiten bewirkt wurde, auf die sich der Vorsatz 
des Täters bezieht. Neben der Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15 auf 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu erkennen. 

(5) Die Abgabenhinterziehung wird mit einer Geldstrafe bis zum 
Zweifachen des für den Strafrahmen maßgeblichen Verkürzungsbetrages (der 
ungerechtfertigten Abgabengutschrift) geahndet. Dieser umfasst nur jene 
Abgabenbeträge (ungerechtfertigte Gutschriften), deren Verkürzung im 
Zusammenhang mit den Unrichtigkeiten bewirkt wurde, auf die sich der Vorsatz 
des Täters bezieht. Neben der Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15 auf 
Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren zu erkennen. 

(6) ... (6) ... 

Schmuggel und Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben. Schmuggel und Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben. 

§ 35. (1) bis (3) … § 35. (1) bis (3) … 

(4) Der Schmuggel wird mit einer Geldstrafe bis zum Zweifachen des auf 
die Waren entfallenden Abgabenbetrages, die Hinterziehung von Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben mit einer Geldstrafe bis zum Zweifachen des 
Verkürzungsbetrages geahndet. Der Geldstrafe ist an Stelle des Regelzollsatzes 
der Präferenzzollsatz zugrunde zu legen, wenn der Beschuldigte nachweist, daß 
die Voraussetzungen für dessen Inanspruchnahme gegeben waren. Neben der 
Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 

(4) Der Schmuggel wird mit einer Geldstrafe bis zum Zweifachen des auf 
die Waren entfallenden Abgabenbetrages, die Hinterziehung von Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben mit einer Geldstrafe bis zum Zweifachen des 
Verkürzungsbetrages geahndet. Der Geldstrafe ist an Stelle des Regelzollsatzes 
der Präferenzzollsatz zugrunde zu legen, wenn der Beschuldigte nachweist, daß 
die Voraussetzungen für dessen Inanspruchnahme gegeben waren. Neben der 
Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, 
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erkennen. Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu erkennen. übersteigt der strafbestimmende Wertbetrag 100 000 Euro, auf Freiheitsstrafe bis 

zu vier Jahren zu erkennen. Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu erkennen. 

(5) ... (5) ... 

Abgabenhehlerei. Abgabenhehlerei. 

§ 37. (1) … § 37. (1) … 

(2) Die Abgabenhehlerei wird mit einer Geldstrafe bis zum Zweifachen des 
Verkürzungsbetrages an Verbrauchsteuern oder an Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben geahndet, die auf die verhehlten Sachen oder die Sachen, die in 
den verhehlten Erzeugnissen enthalten sind, entfallen. Neben der Geldstrafe ist 
nach Maßgabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu erkennen. Auf 
Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu erkennen. 

(2) Die Abgabenhehlerei wird mit einer Geldstrafe bis zum Zweifachen des 
Verkürzungsbetrages an Verbrauchsteuern oder an Eingangs- oder 
Ausgangsabgaben geahndet, die auf die verhehlten Sachen oder die Sachen, die in 
den verhehlten Erzeugnissen enthalten sind, entfallen. Neben der Geldstrafe ist 
nach Maßgabe des § 15 auf Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, übersteigt der 
strafbestimmende Wertbetrag 100 000 Euro, auf Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren 
zu erkennen. Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu erkennen. 

(3) Wer eine der im Abs. 1 bezeichneten Taten fahrlässig begeht, ist nur mit 
Geldstrafe bis zum Einfachen des Verkürzungsbetrages (Abs. 2) zu bestrafen. 

(3) Wer eine der im Abs. 1 bezeichneten Taten grob fahrlässig begeht, ist 
nur mit Geldstrafe bis zum Einfachen des Verkürzungsbetrages (Abs. 2) zu 
bestrafen. 

(4) und (5) ... (4) und (5) ... 

Strafe bei gewerbsmäßiger Tatbegehung  

§ 38. (1) Mit Geldstrafe bis zum Dreifachen des Betrages, nach dem sich 
sonst die Strafdrohung richtet, ist zu bestrafen, wer, ohne den Tatbestand des 
§ 38a oder des § 39 zu erfüllen, die Abgabenhinterziehung, den Schmuggel, die 
Hinterziehung von Eingangs- oder Ausgangsabgaben oder die Abgabenhehlerei 
nach § 37 Abs. 1 gewerbsmäßig begeht. Daneben ist nach Maßgabe des § 15 auf 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, bei einem strafbestimmenden Wertbetrag von 
mehr als 500 000 Euro auf Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu erkennen. 
Außerdem sind die Bestimmungen der §§ 33, 35 und 37 über den Verfall 
anzuwenden; der Verfall umfasst auch die Beförderungsmittel im Sinne des § 17 
Abs. 2 lit. c Z 3. Die Strafdrohung gilt nur für diejenigen Beteiligten, deren 
Vorsatz die gewerbsmäßige Begehung umfasst. 

 

(2) Gewerbsmäßig begeht eine in Abs. 1 genannte Tat, wer sie mit der 
Absicht ausführt, sich durch ihre wiederkehrende Begehung einen nicht bloß 
geringfügigen fortlaufenden abgabenrechtlichen Vorteil zu verschaffen, und 

 

 1. unter Einsatz besonderer Fähigkeiten oder Mittel handelt, die eine 
wiederkehrende Begehung nahelegen, oder 
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 2. zwei weitere solche Taten schon im Einzelnen geplant hat oder  

 3. bereits zwei solche Taten begangen hat oder einmal wegen einer solchen 
Tat bestraft worden ist. 

 

Ein nicht bloß geringfügiger abgabenrechtlicher Vorteil ist ein solcher, der nach 
einer jährlichen Durchschnittsbetrachtung monatlich den Betrag von 400 Euro 
übersteigt. 

 

Abgabenbetrug Abgabenbetrug 

§ 39. (1) und (2) … § 39. (1) und (2) … 

 (3)  (3) 

 a) Wer einen Abgabenbetrug begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen. Neben der Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis 
zu einer Million Euro verhängt werden. Verbände sind mit einer 
Verbandsgeldbuße bis zu 2,5 Millionen Euro zu bestrafen. 

 a) Wer einen Abgabenbetrug begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. Neben einer Freiheitsstrafe von bis zu vier Jahren 
kann eine Geldstrafe bis zu 1,5 Millionen Euro verhängt werden. 
Verbände sind mit einer Verbandsgeldbuße bis zu zwei Millionen 
Euro zu bestrafen. 

 b) Wer einen Abgabenbetrug mit einem 250 000 Euro übersteigenden 
strafbestimmenden Wertbetrag begeht, ist mit Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. Neben einer vier Jahre 
nicht übersteigenden Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu 1,5 
Millionen Euro verhängt werden. Verbände sind mit einer 
Verbandsgeldbuße bis zu fünf Millionen Euro zu bestrafen. 

 b) Wer einen Abgabenbetrug mit einem 500 000 Euro übersteigenden 
strafbestimmenden Wertbetrag begeht, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. Neben einer acht Jahre nicht 
übersteigenden Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu 2,5 
Millionen verhängt werden. Verbände sind mit einer 
Verbandsgeldbuße bis zu acht Millionen Euro zu bestrafen. 

 c) …  c) … 

 Außerdem sind die Bestimmungen der §§ 33, 35 und 37 über den Verfall 
anzuwenden; der Verfall umfasst auch die Beförderungsmittel im Sinne des § 17 
Abs. 2 lit. c Z 3. 

 Außerdem sind die Bestimmungen der §§ 33, 35 und 37 über den Verfall 
anzuwenden; der Verfall umfasst auch die Beförderungsmittel im Sinne des § 17 
Abs. 2 lit. c Z 3. 

 Grenzüberschreitender Umsatzsteuerbetrug 

 § 40. (1) Eines grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs macht sich 
schuldig, wer vorsätzlich ein grenzüberschreitendes, mit dem Inland verbundenes 
Betrugssystem, in welchem Lieferungen oder sonstige Leistungen ganz oder zum 
Teil ausgeführt oder vorgetäuscht werden, schafft oder sich daran beteiligt, indem 
er 

  a) falsche, unrichtige oder unvollständige Umsatzsteuererklärungen oder 
Unterlagen verwendet oder vorlegt, oder 

  b) umsatzsteuerrelevante Informationen unter Verletzung einer 
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gesetzlichen Verpflichtung verschweigt, oder 

  c) unter Einreichung von Umsatzsteuererklärungen betrügerisch einen 
Einnahmenausfall an Umsatzsteuer herbeiführt, wobei geschuldete 
Umsatzsteuer nicht entrichtet wird oder unrechtmäßig Ansprüche auf 
Erstattung von Umsatzsteuer geltend gemacht werden, 

 und der Einnahmenausfall an Umsatzsteuer im Gemeinschaftsgebiet (§ 1 Abs. 3 
Umsatzsteuergesetz 1994) insgesamt mindestens zehn Millionen Euro beträgt. 

 (2) Der grenzüberschreitende Umsatzsteuerbetrug ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu ahnden. Neben einer acht Jahre nicht übersteigenden 
Freiheitsstrafe kann eine Geldstrafe bis zu 2,5 Millionen Euro verhängt werden. 
Verbände sind mit einer Verbandsgeldbuße bis zu acht Millionen Euro zu 
bestrafen. 

 (3) Umsatzsteuern sind der Berechnung des Einnahmenausfalls mit jenen 
Beträgen zugrunde zu legen, die bei Entstehung der Steuerschuld im Inland 
anzusetzen wären, es sei denn, der Beschuldigte weist deren Höhe durch einen 
rechtskräftigen Bescheid des zur Abgabenerhebung zuständigen anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union nach. 

Fahrlässige Eingriffe in Monopolrechte Grob fahrlässige Eingriffe in Monopolrechte 

§ 45. (1) Des fahrlässigen Eingriffes in Monopolrechte macht sich schuldig, 
wer die im § 44 bezeichneten Handlungen und Unterlassungen fahrlässig begeht. 

§ 45. (1) Des grob fahrlässigen Eingriffes in Monopolrechte macht sich 
schuldig, wer die im § 44 bezeichneten Handlungen und Unterlassungen grob 
fahrlässig begeht. 

(2) Der fahrlässige Eingriff in Monopolrechte wird mit einer Geldstrafe bis 
zur Hälfte der Bemessungsgrundlage nach § 44 Abs. 2 geahndet. 

(2) Der grob fahrlässige Eingriff in Monopolrechte wird mit einer Geldstrafe 
bis zur Hälfte der Bemessungsgrundlage nach § 44 Abs. 2 geahndet. 

Monopolhehlerei. Monopolhehlerei. 

§ 46. (1) und (2) ... § 46. (1) und (2) ... 

(3) Wer eine der im Abs. 1 bezeichneten Taten fahrlässig begeht, ist mit 
einer Geldstrafe bis zur Hälfte der Bemessungsgrundlage (§ 44 Abs. 2) zu 
bestrafen. 

(3) Wer eine der im Abs. 1 bezeichneten Taten grob fahrlässig begeht, ist 
mit einer Geldstrafe bis zur Hälfte der Bemessungsgrundlage (§ 44 Abs. 2) zu 
bestrafen. 

(4) ... (4) ... 

 § 49c. (1) Einer Finanzordnungswidrigkeit macht sich schuldig, wer 
vorsätzlich eine Pflicht nach den Bestimmungen des 2. Hauptstücks des EU-
Meldepflichtgesetzes (EU-MPfG), BGBl. Nr. xx/2019, dadurch verletzt, dass 

  1. eine Meldung nicht oder nicht vollständig erstattet wird, oder 
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  2. die Meldepflicht nicht fristgerecht erfüllt wird, oder 

  3. unrichtige Informationen (§§ 16 und 17 EU-MPfG) gemeldet werden, 
oder 

  4. den Pflichten nach § 11 EU-MPfG nicht oder nicht vollständig 
nachgekommen wird. 

 (2) Die Finanzordnungswidrigkeit wird mit einer Geldstrafe bis zu 
50 000 Euro geahndet. 

 (3) Wer die Tat nach Abs. 1 grob fahrlässig begeht, ist mit Geldstrafe bis zu 
25 000 Euro zu bestrafen. 

 (4) § 29 ist nicht anzuwenden. 

 § 49d. (1) Einer Finanzordnungswidrigkeit macht sich schuldig, wer 
vorsätzlich die Pflicht zur Führung, Aufbewahrung oder Übermittlung von 
Aufzeichnungen nach § 18 Abs. 11 oder 12 Umsatzsteuergesetz 1994 verletzt. 

 Die Finanzordnungswidrigkeit wird mit einer Geldstrafe bis zu 50 000 Euro 
geahndet. 

 (2) Wer die Tat nach Abs. 1 grob fahrlässig begeht, ist mit Geldstrafe bis zu 
25 000 Euro zu bestrafen. 

Gemeinsame Bestimmungen. Gemeinsame Bestimmungen. 

Abgrenzung der gerichtlichen von der finanzstrafbehördlichen 
Zuständigkeit. 

Abgrenzung der gerichtlichen von der finanzstrafbehördlichen 
Zuständigkeit. 

§ 53. (1) …. § 53. (1) …. 

 (1a) Zur Ahndung des grenzüberschreitenden Umsatzsteuerbetrugs (§ 40) ist 
stets das Gericht zuständig. 

(2) bis (8) ... (2) bis (8) ... 

 Datenschutzbeschwerde 

 § 57e. (1) Wer behauptet, durch ein Mitglied des Spruchsenates in Ausübung 
dessen richterlicher Tätigkeit in seinem Recht auf Datenschutz verletzt zu sein, 
kann die Feststellung dieser Verletzung durch das Bundesfinanzgericht begehren 
(Datenschutzbeschwerde). 

 (2) Auf den erforderlichen Inhalt der Beschwerde und das Verfahren ist § 
24a Abs 2 bis 4 Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und die §§ 155, 156 Abs 1 
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und 4, 157, 160 und 162 sinngemäß anzuwenden. 

A. Zuständigkeit. A. Zuständigkeit. 

§ 58. (1) … § 58. (1) … 

(2) Die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung des 
Erkenntnisses obliegt, soweit nicht gerichtliche Zuständigkeit gemäß § 53 
gegeben ist, einem Spruchsenat (§ 65) als Organ der Finanzstrafbehörde, 

(2) Die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung des 
Erkenntnisses obliegt, soweit nicht gerichtliche Zuständigkeit gemäß § 53 
gegeben ist, einem Spruchsenat (§ 65) als Organ der Finanzstrafbehörde, 

 a) wenn der strafbestimmende Wertbetrag bei den im § 53 Abs. 2 
bezeichneten Finanzvergehen 15 000 Euro, bei allen übrigen 
Finanzvergehen 33 000 Euro übersteigt, 

 a) wenn der strafbestimmende Wertbetrag bei den im § 53 Abs. 2 
bezeichneten Finanzvergehen 10 000 Euro, bei allen übrigen 
Finanzvergehen 33 000 Euro übersteigt, 

 b) ...  b) ... 

(3) ... (3) ... 

§ 77. (1) bis (3) … § 77. (1) bis (3) … 

 (3a) Im Falle der Entscheidung über die Verwahrung nach § 85 oder einer 
Untersuchungshaft nach § 86 hat die Finanzstrafbehörde dem im Sinne des § 77 
Abs. 3 bedürftigen Beschuldigten auf dessen Antrag auch in Verfahren, in denen 
die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung des 
Erkenntnisses nicht nach § 58 Abs. 2 einem Spruchsenat obliegt, einen 
Verteidiger beizugeben, dessen Kosten er nicht zu tragen hat. 

(4) bis (7) ... (4) bis (7) ... 

B. Mündliche Verhandlung; Beschlußfassung der Spruchsenate. B. Mündliche Verhandlung; Beschlußfassung der Spruchsenate. 

§ 125. (1) und (2) ... § 125. (1) und (2) ... 

(3) Die mündliche Verhandlung unterbleibt, wenn der Beschuldigte und die 
gemäß § 122 dem Verfahren zugezogenen Nebenbeteiligten auf die 
Durchführung einer solchen verzichtet haben. Von der Durchführung einer 
mündlichen Verhandlung kann abgesehen werden, wenn das Verfahren 
einzustellen ist. 

(3) Die mündliche Verhandlung unterbleibt, wenn der Beschuldigte und die 
gemäß § 122 dem Verfahren zugezogenen Nebenbeteiligten sowie der 
Amtsbeauftragte auf die Durchführung einer solchen verzichtet haben. Von der 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung kann abgesehen werden, wenn das 
Verfahren einzustellen ist. 

§ 163. (1) Das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist schriftlich 
auszufertigen. Ausfertigungen sind dem Amtsbeauftragten des 
Beschwerdeverfahrens, ferner im Wege der Finanzstrafbehörde dem 
Beschuldigten und den gemäß § 122 dem Verfahren zugezogenen 
Nebenbeteiligten zuzustellen. Ist das Bundesministerium für Finanzen belangte 

§ 163. (1) Das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist schriftlich 
auszufertigen. Ausfertigungen sind dem Amtsbeauftragten des 
Beschwerdeverfahrens, der Finanzstrafbehörde als belangten Behörde des 
Beschwerdeverfahrens, dem Beschuldigten und den gemäß § 122 dem Verfahren 
zugezogenen Nebenbeteiligten zuzustellen. Ist das Bundesministerium für 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Behörde, so sind Ausfertigungen des Erkenntnisses diesem sowie dem 
Beschwerdeführer zuzustellen. 

Finanzen belangte Behörde, so sind Ausfertigungen des Erkenntnisses diesem 
sowie dem Beschwerdeführer zuzustellen. 

(2) ... (2) ... 

Sonderbestimmungen für das Verfahren gegen Jugendliche. Sonderbestimmungen für das Verfahren gegen Jugendliche. 

§ 180. (1) Die Finanzstrafbehörden sollen sich in Strafverfahren gegen 
Jugendliche (§ 1 Z 2 des Jugendgerichtsgesetzes 1988) nach Möglichkeit der 
Mithilfe der öffentlichen Unterrichts(Erziehungs)anstalten und der mit der 
Jugendfürsorge betrauten Behörden sowie solcher Personen und Körperschaften 
bedienen, die in der Jugendfürsorge tätig sind und sich den Behörden zur 
Verfügung stellen (Jugendgerichtshilfe). Die Mithilfe kann insbesondere in der 
Erhebung der persönlichen Verhältnisse des Jugendlichen, in der Fürsorge für 
seine Person und in dem Beistand bestehen, dessen er im Verfahren bedarf. 

§ 180. (1) Die Finanzstrafbehörden sollen sich in Strafverfahren gegen 
Jugendliche (§ 1 Z 2 des Jugendgerichtsgesetzes 1988) nach Möglichkeit der 
Mithilfe der öffentlichen Unterrichts(Erziehungs)anstalten und der mit der 
Jugendfürsorge betrauten Behörden sowie solcher Personen und Körperschaften 
bedienen, die in der Jugendfürsorge tätig sind und sich den Behörden zur 
Verfügung stellen (Jugendgerichtshilfe). Die Mithilfe kann insbesondere in der 
Erhebung der persönlichen Verhältnisse des Jugendlichen, in der Fürsorge für 
seine Person und in dem Beistand bestehen, dessen er im Verfahren bedarf. 
Finanzstrafverfahren gegen Jugendliche sind ohne Verzug sowie unter besonderer 
Berücksichtigung deren Alter und Reifegrad durchzuführen. 

(2) Einem jugendlichen Beschuldigten ist von Amts wegen ein Verteidiger 
zu bestellen, wenn sein gesetzlicher Vertreter an der strafbaren Tat beteiligt ist 
oder wenn es wegen der geringeren geistigen Entwicklung des Beschuldigten 
notwendig oder zweckmäßig ist und die Verteidigung durch den gesetzlichen 
Vertreter aus irgend einem Grund nicht Platz greifen kann. Dieser Verteidiger hat 
die Rechte des gesetzlichen Vertreters. Als Verteidiger kann ein Beamter der 
Finanzstrafbehörde oder eine andere geeignete Person bestellt werden. 

(2) Soweit es zur Wahrung der Verteidigungsrechte des Jugendlichen unter 
Berücksichtigung der Schwere des Finanzvergehens erforderlich ist, ist einem 
jugendlichen Beschuldigten vor der Vernehmung von Amts wegen ein 
Verteidiger beizugeben, dessen Kosten er nicht zu tragen hat. Dies gilt 
insbesondere, wenn der gesetzliche Vertreter nicht bekannt, nicht erreichbar oder 
an der strafbaren Tat beteiligt ist oder der gesetzliche Vertreter außerstande ist 
(§ 77 Abs. 3), die Kosten der Verteidigung zu tragen. 

§ 181. (1) Bei Jugendlichen ist die Untersuchungshaft nur zulässig, wenn ihr 
Zweck nicht durch andere Maßnahmen, insbesondere familienrechtlicher oder 
jugendwohlfahrtsrechtlicher Art, erreicht werden kann. Überdies darf die 
Untersuchungshaft nur dann verhängt werden, wenn die mit ihr verbundenen 
Nachteile für die Persönlichkeitsentwicklung und für das Fortkommen des 
Jugendlichen nicht außer Verhältnis zur Bedeutung der Tat und zu der zu 
erwartenden Strafe stehen. 

§ 181. (1) In Finanzstrafverfahren gegen Jugendliche ist die Verwahrung 
nach § 85 oder die Verhängung einer Untersuchungshaft nach § 86 nicht zulässig. 

(2) Wird die Untersuchungshaft verhängt, so ist sie möglichst abgesondert 
von Häftlingen der polizeilichen und gerichtlichen Strafrechtspflege und von 
Erwachsenen zu vollziehen. Der Jugendliche ist während der Untersuchungshaft 
zu beschäftigen. 

 

(3) Der Befragung eines angehaltenen Jugendlichen zur Sache durch Organe 
der Finanz- oder Zollämter oder des öffentlichen Sicherheitsdienstes und seiner 

 

150/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

9 von 21

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  10 von 21 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
förmlichen Vernehmung durch die Finanzstrafbehörde ist auf Verlangen des 
Jugendlichen sein gesetzlicher Vertreter, ein Erziehungsberechtigter oder ein 
Vertreter des Jugendwohlfahrtsträgers, der Jugendgerichtshilfe oder der 
Bewährungshilfe beizuziehen, sofern damit keine unangemessene Verlängerung 
der Anhaltung verbunden wäre. Über das Recht auf Beiziehung ist der 
Jugendliche zu belehren, nachdem er festgenommen worden ist. 

§ 182.  (1) Die Finanzstrafbehörde hat den gesetzlichen Vertreter eines 
jugendlichen Beschuldigten von der Einleitung des Strafverfahrens und vom 
Erkenntnis (von der Strafverfügung) zu verständigen, wenn die Person des 
gesetzlichen Vertreters und ihr Aufenthalt bekannt und dieser im Inland gelegen 
ist. Unter diesen Voraussetzungen ist der gesetzliche Vertreter auch von der 
Anordnung einer mündlichen Verhandlung mit dem Beifügen zu benachrichtigen, 
daß seine Teilnahme empfohlen werde. 

§ 182. (1) Die Finanzstrafbehörde hat den gesetzlichen Vertreter eines 
jugendlichen Beschuldigten von den diesem im Finanzstrafverfahren 
zukommenden Rechten, von der Einleitung des Strafverfahrens und vom 
Erkenntnis (von der Strafverfügung) zu verständigen. Sofern der gesetzliche 
Vertreter nicht bekannt oder nicht erreichbar ist, oder dessen Verständigung dem 
Wohl des Jugendlichen abträglich wäre oder das Strafverfahren erheblich 
gefährden könnte, kann der jugendliche Beschuldigte anstelle des gesetzlichen 
Vertreters eine andere geeignete Person benennen. Dieser Person kommen für die 
Zeit, während der die genannten Voraussetzungen vorliegen, die Rechte des 
gesetzlichen Vertreters zu. Wird keine andere geeignete Person benannt, hat die 
Finanzstrafbehörde unter Berücksichtigung des Wohles des jugendlichen 
Beschuldigten eine solche zu bestellen, es sei denn, es ist von Amts wegen ein 
Verteidiger beizugeben (§ 180 Abs. 2).  

(2) In der mündlichen Verhandlung kann der Verhandlungsleiter 
unbeschadet der Bestimmungen des § 127 den jugendlichen Beschuldigten 
während einzelner Erörterungen, von denen ein nachteiliger Einfluß auf ihn zu 
befürchten ist, aus dem Verhandlungsraum entfernen. Haben sich während seiner 
Abwesenheit neue Verdachtsgründe wider ihn ergeben, so ist er darüber nach 
seinem Wiedererscheinen zu vernehmen. Die in seiner Abwesenheit gepflogenen 
Erörterungen sind ihm mitzuteilen, wenn es zur Wahrung seiner Interessen 
erforderlich ist. 

(2) Der gesetzliche Vertreter oder die gemäß Abs. 1 namhaft gemachte oder 
bestellte Person ist in jeder Lage des Verfahrens berechtigt, den jugendlichen 
Beschuldigten zu begleiten. Die förmliche Einvernahme des jugendlichen 
Beschuldigten ist mittels Ton- und Bildaufnahme (§ 56a) zu dokumentieren. 

(3) Ist die mündliche Verhandlung nicht öffentlich oder ist die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen, so können der Verhandlung auch der gesetzliche Vertreter, die 
Erziehungsberechtigten, Vertreter der Bezirksverwaltungsbehörde (Jugendamt) 
und der Jugendgerichtshilfe sowie ein allenfalls bestellter Bewährungshelfer 
beiwohnen. 

(3) Ist die mündliche Verhandlung nicht öffentlich oder ist die Öffentlichkeit 
ausgeschlossen, so können der Verhandlung auch der gesetzliche Vertreter, die 
Erziehungsberechtigten, Vertreter der Bezirksverwaltungsbehörde (Jugendamt) 
und der Jugendgerichtshilfe sowie ein allenfalls bestellter Bewährungshelfer oder 
eine gemäß Abs. 1 namhaft gemachte oder bestellte Person beiwohnen. 

(4) ... (4) ... 

(5) Ist der Finanzstrafbehörde bekannt, daß die Pflege und Erziehung des 
jugendlichen Beschuldigten vom Vormundschaftsgericht einer anderen Person als 

(5) Ist der Finanzstrafbehörde bekannt, daß die Pflege und Erziehung des 
jugendlichen Beschuldigten vom Pflegschaftsgericht einer anderen Person als 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
dem gesetzlichen Vertreter übertragen ist, so sind die in den Abs. 1, 3 und 4 
angeführten Rechte auch dieser Person einzuräumen. 

dem gesetzlichen Vertreter übertragen ist, so sind die in den Abs. 1 bis 4 
angeführten Rechte auch dieser Person einzuräumen. 

§ 196. (1) und (2) … § 196. (1) und (2) … 

 (2a) Die Staatsanwaltschaft kann bei der Verfolgung von unter Täuschung 
der Abgabenbehörden der Bundesfinanzverwaltung begangenen Straftaten nach 
den §§ 146 bis 148 StGB die Hilfe der Finanzstrafbehörden in Anspruch nehmen. 
Die Finanzstrafbehörden sind im Rahmen ihrer Aufgaben verpflichtet, 
Ermittlungen zu jedem ihnen zur Kenntnis gelangten Anfangsverdacht betreffend 
diese Straftaten zu führen. In diesem Umfang werden sie im Dienste der 
Strafrechtspflege tätig und haben die in der Strafprozessordnung den 
Sicherheitsbehörden zukommenden Aufgaben und Befugnisse unter sinngemäßer 
Anwendung des Abs. 4 wahrzunehmen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Zum 10. Hauptstück Zum 10. Hauptstück 

§ 202. (1) Die Staatsanwaltschaft hat das Ermittlungsverfahren insoweit 
einzustellen, als eine Zuständigkeit der Gerichte im Hauptverfahren nicht 
gegeben wäre (§ 53). 

§ 202. (1) Die Staatsanwaltschaft hat das Ermittlungsverfahren insoweit 
einzustellen, als eine Zuständigkeit der Gerichte im Hauptverfahren nicht 
gegeben wäre (§ 53). Eine Einstellung wegen Unzuständigkeit der Gerichte hat 
ohne Rücksicht darauf zu erfolgen, ob auch aus anderen Gründen von der 
Verfolgung abzusehen wäre. 

(2) Stellt die Staatsanwaltschaft das Ermittlungsverfahren gemäß Abs. 1 oder 
sonst gemäß § 190 StPO ein, so hat sie die Finanzstrafbehörde davon zu 
verständigen (§ 194 StPO). 

(2) Die Finanzstrafbehörde ist hiervon zu verständigen (§ 194 StPO).. 

Umsetzung von Unionsrecht Umsetzung von Unionsrecht 

§ 257. (1) bis (3) ... § 257. (1) bis (3) ... 

(4) Mit den §§ 57a bis 57d, § 80, § 120 Abs. 3 und 5, § 194c, § 194d Abs. 3, 
§ 194e Abs. 2 und 195 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 
2016/680 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der 
Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates, ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 89, 
für den Bereich des Finanzstrafrechtes umgesetzt. 

(4) Mit den §§ 57a bis 57e, § 80, § 120 Abs. 3 und 5, § 194c, § 194d Abs. 3, 
§ 194e Abs. 2 und 195 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 
2016/680 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der 
Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der 
Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des 
Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates, ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 89, 
für den Bereich des Finanzstrafrechtes umgesetzt. 

 (5) Mit den §§ 2, 5, 35 Abs. 4, 37 Abs. 2 und 3, 40 und 53 Abs. 1a dieses 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen 
die finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug, ABl. Nr. L 198 vom 
28.7.2017 S. 29-41, für den Bereich des Finanzstrafrechtes umgesetzt. 

 (6) Mit § 77 Abs. 3a dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 
2016/1919 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 
über Prozesskostenhilfe für Verdächtige und beschuldigte Personen in 
Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstreckung eines 
Europäischen Haftbefehls, ABl. Nr. L 297 vom 4.11.2016 S. 1-8, für den Bereich 
des Finanzstrafrechtes umgesetzt. 

 (7) Mit den §§ 180, 181 und 182 dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie 
(EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 
über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder 
beschuldigte Personen in Strafverfahren sind, ABl. Nr. L 132 vom 21.5.2016 
S. 1-20, für den Bereich des Finanzstrafrechtes umgesetzt. 

 (8) Mit § 49c dieses Bundesgesetzes wird die Richtlinie (EU) 2018/822/EU 
des Rates vom 25. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU bezüglich 
des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich der 
Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen, ABl. 
Nr. L 139 vom 5.6.2018 S. 1-13 für den Bereich des Finanzstrafrechtes 
umgesetzt. 

§ 265. (1) … § 265. (1) … 

(1a) bis (1z) … (1a) bis (1z) … 

 (3) § 49c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt mit 
1. Juli 2020 in Kraft. § 49d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2019 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 5 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

Artikel 5 
Änderung der Bundesabgabenordnung 

§ 2. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten, soweit sie hierauf 
nicht unmittelbar anwendbar sind und nicht anderes bestimmt ist, sinngemäß in 
Angelegenheiten 

§ 2. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten, soweit sie hierauf 
nicht unmittelbar anwendbar sind und nicht anderes bestimmt ist, sinngemäß in 
Angelegenheiten 

 a) und b) …  a) und b) … 
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 c) der von den Abgabenbehörden der Länder und Gemeinden 
zuzuerkennenden oder rückzufordernden landesrechtlich geregelten 
Erstattungen von Abgaben. 

 c) der von den Abgabenbehörden der Länder und Gemeinden 
zuzuerkennenden oder rückzufordernden landesrechtlich geregelten 
Erstattungen von Abgaben; 

    d) der Rückforderungen (§ 241a). 

E. Beistandspflicht. E. Beistandspflicht. 

§ 158. (1) bis (4e) … § 158. (1) bis (4e) … 

 (4f) Wird für die Erbringung einer Leistung als Dolmetscher, Übersetzer 
oder Sachverständiger gegenüber einer Körperschaft öffentlichen Rechts ein 
Entgelt bezahlt, ist die Buchhaltungsagentur des Bundes, soweit sie für die 
Zahlungsabwicklung zuständig ist, verpflichtet, dem Bundesminister für Finanzen 
für Zwecke der Abgabenerhebung folgende Informationen laufend auf 
elektronischem Weg zu übermitteln: 

  1. Vor- und Familienname, Firma oder sonstige Bezeichnung des 
Zahlungsempfängers, 

  2. bei einer natürlichen Person das Geburtsdatum des Zahlungsempfängers, 

  3. Wohnsitz oder Sitz des Zahlungsempfängers, 

  4. die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Zahlungsempfängers, 
sofern sie der Buchhaltungsagentur des Bundes bekannt ist, 

  5. die Abgabenkontonummer des Zahlungsempfängers, sofern sie der 
Buchhaltungsagentur des Bundes bekannt ist, 

  6. der ausbezahlte Betrag, 

  7. die Umsatzsteuer, sofern sie auf der Rechnung ausgewiesen ist, 

  8. das Datum der Zahlungsanweisung und 

  9. das Datum der der Zahlung zugrunde liegenden Verrechnungsunterlage. 

 Die Buchhaltungsagentur des Bundes hat dem Bundesminister für 
Finanzen auf dessen Anforderung für Zwecke der Abgabenerhebung 
auch die den Auszahlungen zu Grunde liegenden 
Verrechnungsunterlagen auf elektronischem Weg zur Verfügung zu 
stellen. 

(5) ... (5) ... 

§ 214. (1) bis (8) … § 214. (1) bis (8) … 

 (9) Unbeschadet der Vorschriften in den Abs. 1 bis 8 kann eine Aufrechnung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(§ 1438 ff ABGB) von Forderungen der Abgabenbehörden mit 
Gegenforderungen des Schuldners mit Bescheid verfügt werden. 

 Rückforderungen 

 § 241a. Wer Rückzahlungen oder Erstattungen aufgrund abgabenrechtlicher 
Vorschriften ohne Rechtsgrund erlangt hat, hat die entsprechenden Beträge 
zurückzuzahlen. 

§ 323. (1) bis (54) … § 323. (1) bis (54) … 

 (63) § 158 Abs. 4f ist auf Auszahlungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2019 erfolgen. Die in § 158 Abs. 4f Z 1 bis 9 angeführten Daten, 
die Auszahlungen betreffen, die nach dem 31. Dezember 2018 und vor dem 
31. Dezember 2019 erfolgen, sind bis spätestens 30. Juni 2020 zu übermitteln. 
Angeforderte Verrechnungsunterlagen, die Auszahlungen betreffen, die nach dem 
31. Dezember 2018 und vor dem 31. Dezember 2019 erfolgen, sind bis spätestens 
30. Juni 2020 zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 6 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Artikel 6 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

§ 21. (1) bis (10) … § 21. (1) bis (10) … 

 (10a) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gelten auch für Personen, die 
keine Unternehmer sind, wenn diese Steuerbeträge nach § 11 Abs. 14 schulden. 

Artikel 7 
Änderung des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetzes 

Artikel 7 
Änderung des Gemeinsamer Meldestandard-Gesetzes 

Allgemeine Meldepflichten Allgemeine Meldepflichten 

§ 3. (1) Vorbehaltlich des § 6 meldet jedes meldende Finanzinstitut für jedes 
meldepflichtige Konto dieses meldenden Finanzinstitutes dem Finanzamt, das für 
die Erhebung der Körperschaftsteuer des meldenden Finanzinstituts zuständig ist, 
die folgenden Informationen: 

§ 3. (1) Vorbehaltlich des § 6 meldet jedes meldende Finanzinstitut für jedes 
meldepflichtige Konto dieses meldenden Finanzinstitutes dem zuständigen 
Finanzamt die folgenden Informationen: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 (1a) Das zuständige Finanzamt ist das Finanzamt für Großbetriebe. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Zusätzlich zu den in den Abs. 1 und 2 angeführten Informationen ist bei (5) Zusätzlich zu den in den Abs. 1 und 2 angeführten Informationen ist bei 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
allen anderen Konten, die nicht unter Abs. 3 oder 4 fallen, der 
Gesamtbruttobetrag, der in Bezug auf das Konto während des Kalenderjahrs an 
den Kontoinhaber gezahlt oder ihm gutgeschrieben wurde und für den das 
meldende Finanzinstitut Schuldner ist, einschließlich der Gesamthöhe aller 
Einlösungsbeträge, die während des Kalenderjahrs an den Kontoinhaber geleistet 
wurden, zu melden. 

allen anderen Konten, die nicht unter Abs. 3 oder 4 fallen, der 
Gesamtbruttobetrag, der in Bezug auf das Konto während des Kalenderjahrs an 
den Kontoinhaber gezahlt oder ihm gutgeschrieben wurde und für den das 
meldende Finanzinstitut Schuldner oder Verpflichteter ist, einschließlich der 
Gesamthöhe aller Einlösungsbeträge, die während des Kalenderjahrs an den 
Kontoinhaber geleistet wurden, zu melden. 

(6) … (6) … 

Zeitpunkt, Form und Übermittlung der Meldung Zeitpunkt, Form und Übermittlung der Meldung 

§ 4. (1) und (2) … § 4. (1) und (2) … 

(3) Die meldenden Finanzinstitute melden dem Finanzamt gemäß § 3 Abs. 1 
nur Informationen betreffend jene Staaten und Jurisdiktionen, die 

(3) Die meldenden Finanzinstitute melden dem zuständigen Finanzamt nur 
Informationen betreffend jene Staaten und Jurisdiktionen, die 

 1. teilnehmende Staaten gemäß § 91 Z 1 und Z 3 sind, oder  1. teilnehmende Staaten gemäß § 91 Z 1 und Z 3 sind, oder 

 2. teilnehmende Staaten gemäß § 91 Z 2 sind, welche entweder die in § 7 
der mehrseitigen Vereinbarung vom 29. Oktober 2014, BGBl. III 
Nr. 182/2017, über den automatischen Austausch von Informationen 
über Finanzkonten (OECD-MCAA) geforderten Voraussetzungen 
erfüllen oder ein anderes bilaterales Übereinkommen abgeschlossen 
haben. Eine Liste dieser Staaten und Jurisdiktionen findet sich in der 
Verordnung des Bundesministers für Finanzen zu § 91 Z 2 GMSG über 
die Liste der teilnehmenden Staaten in der jeweils gültigen Fassung. 

 2. teilnehmende Staaten gemäß § 91 Z 2 sind, welche entweder die in § 7 
der mehrseitigen Vereinbarung vom 29. Oktober 2014, BGBl. III 
Nr. 182/2017, über den automatischen Austausch von Informationen 
über Finanzkonten (OECD-MCAA) geforderten Voraussetzungen 
erfüllen oder ein anderes bilaterales Übereinkommen abgeschlossen 
haben. Eine Liste dieser Staaten und Jurisdiktionen findet sich in der 
Verordnung des Bundesministers für Finanzen zu § 91 Z 2 GMSG über 
die Liste der teilnehmenden Staaten in der jeweils gültigen Fassung. 

Identifikation von meldepflichtigen Konten und Information der zu 
meldenden Personen 

Identifikation von meldepflichtigen Konten und Information der zu 
meldenden Personen 

§ 5. (1) … § 5. (1) … 

(2) Jedes meldende Finanzinstitut teilt vor der erstmaligen Übermittlung der 
Informationen an das zuständige Finanzamt gemäß § 3 jeder betroffenen Person 
in allgemeiner Form mit oder macht dieser zugänglich, dass die gemäß diesem 
Gesetz ermittelten Informationen, soweit aufgrund dieses Bundesgesetzes 
erforderlich, an das Finanzamt übermittelt werden. 

(2) Jedes meldende Finanzinstitut teilt vor der erstmaligen Übermittlung der 
Informationen an das zuständige Finanzamt jeder betroffenen Person in 
allgemeiner Form mit oder macht dieser zugänglich, dass die gemäß diesem 
Gesetz ermittelten Informationen, soweit aufgrund dieses Bundesgesetzes 
erforderlich, an das Finanzamt übermittelt werden. 

(3) … (3) … 

Entfall von Meldepflichten Entfall von Meldepflichten 

§ 6. (1) Ungeachtet des § 3 Abs. 1 müssen die 
Steueridentifikationsnummer(n) und das Geburtsdatum in Bezug auf 
meldepflichtige Konten, die bestehende Konten sind, nicht gemeldet werden, 

§ 6. (1) Ungeachtet des § 3 Abs. 1 müssen die 
Steueridentifikationsnummer(n) oder das Geburtsdatum in Bezug auf 
meldepflichtige Konten, die bestehende Konten sind, nicht gemeldet werden, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
wenn diese Steueridentifikationsnummer(n) beziehungsweise dieses 
Geburtsdatum nicht in den Unterlagen des meldenden Finanzinstituts enthalten 
sind und nicht nach innerstaatlichem Recht oder anderen Rechtsinstrumenten der 
Union von diesem meldenden Finanzinstitut zu erfassen sind. Ein meldendes 
Finanzinstitut ist jedoch verpflichtet, angemessene Anstrengungen zu 
unternehmen, um bei bestehenden Konten die Steueridentifikationsnummer(n) 
und das Geburtsdatum bis zum Ende des zweiten Kalenderjahrs, das dem Jahr 
folgt, in dem bestehende Konten als meldepflichtige Konten identifiziert wurden, 
zu beschaffen. 

wenn diese Steueridentifikationsnummer(n) beziehungsweise dieses 
Geburtsdatum nicht in den Unterlagen des meldenden Finanzinstituts enthalten 
sind und nicht nach innerstaatlichem Recht oder anderen Rechtsinstrumenten der 
Union von diesem meldenden Finanzinstitut zu erfassen sind. Ein meldendes 
Finanzinstitut ist jedoch verpflichtet, angemessene Anstrengungen zu 
unternehmen, um bei bestehenden Konten die Steueridentifikationsnummer(n) 
oder das Geburtsdatum bis zum Ende des zweiten Kalenderjahrs, das dem Jahr 
folgt, in dem bestehende Konten als meldepflichtige Konten identifiziert wurden, 
zu beschaffen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

Wohnsitzadresse Wohnsitzadresse 

§ 11. (1) Liegt dem meldenden Finanzinstitut anhand der erfassten Belege 
eine aktuelle Wohnsitzadresse der natürlichen Person vor, die Kontoinhaber ist, 
kann das meldende Finanzinstitut die natürliche Person, die Kontoinhaber ist, zur 
Feststellung, ob diese Person, die Kontoinhaber ist, eine meldepflichtige Person 
ist, als in Österreich oder einem anderen Staat steuerlich ansässig behandeln, in 
dem die Adresse liegt. 

§ 11. (1) Liegt dem meldenden Finanzinstitut anhand der erfassten Belege 
eine aktuelle Wohnsitzadresse der natürlichen Person vor, die Kontoinhaber ist, 
kann das meldende Finanzinstitut die natürliche Person, die Kontoinhaber ist, zur 
Feststellung, ob diese Person, die Kontoinhaber ist, eine meldepflichtige Person 
ist, als in dem Staat steuerlich ansässig behandeln, in dem die Adresse liegt. 

(2) Jedenfalls kann das meldende Finanzinstitut eine meldepflichtige Person 
als in einem Staat steuerlich ansässig behandeln, wenn die in den 
Kontoeröffnungsunterlagen erfasste Wohnsitzadresse in jenem Staat gelegen ist, 
der den in Abs. 1 genannten erfassten Beleg ausgestellt hat. 

(2) Jedenfalls kann das meldende Finanzinstitut eine meldepflichtige Person 
als in einem Staat steuerlich ansässig behandeln, wenn die in den 
Kontoeröffnungsunterlagen erfasste Wohnsitzadresse in jenem Staat gelegen ist, 
der den in Abs. 1 genannten erfassten Beleg ausgestellt hat, sofern es sich dabei 
um die aktuelle Wohnsitzadresse handelt. 

(3) Das meldende Finanzinstitut kann von einer in Österreich gelegenen 
aktuellen Wohnsitzadresse ausgehen, wenn im Rahmen der 
Kundenidentifizierung aufgrund von Verfahren zur Bekämpfung der Geldwäsche 
(AML/KYC) ein von einer österreichischen Behörde ausgestellter 
Lichtbildausweis vorgelegt wurde und keine auf einen anderen Staat hinweisende 
aktuelle Wohnsitzadresse vorliegt. 

 

Sonderbestimmungen bei Postlagerungsauftrag oder c/o-Adresse Sonderbestimmungen bei Postlagerungsauftrag oder c/o-Adresse 

§ 15. Werden bei der elektronischen Suche ein Postlagerungsauftrag oder 
eine c/o-Adresse und keine andere Adresse und keine der in § 12 Z 1 bis 5 
angeführten Indizien für den Kontoinhaber festgestellt, wendet das meldende 
Finanzinstitut in der jeweils geeignetsten Reihenfolge die Suche in 
Papierunterlagen gemäß § 19 an oder versucht, vom Kontoinhaber eine 

§ 15. Werden bei der elektronischen Suche ein Postlagerungsauftrag oder 
eine c/o-Adresse und keine andere Adresse und keine der in § 12 Z 1 bis 5 
angeführten Indizien für den Kontoinhaber festgestellt, wendet das meldende 
Finanzinstitut in der jeweils geeignetsten Reihenfolge die Suche in 
Papierunterlagen gemäß § 19 an oder versucht, vom Kontoinhaber eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Selbstauskunft oder Belege zu beschaffen, um die steuerliche(n) Ansässigkeit(en) 
des Kontoinhabers festzustellen. Wird bei der Suche in Papierunterlagen kein 
Indiz festgestellt und ist der Versuch, eine Selbstauskunft oder Belege zu 
beschaffen erfolglos, meldet gemäß § 4 das meldende Finanzinstitut dem gemäß 
§ 3 Abs. 1 zuständigen Finanzamt das Konto als nicht dokumentiertes Konto. 

Selbstauskunft oder Belege zu beschaffen, um die steuerliche(n) Ansässigkeit(en) 
des Kontoinhabers festzustellen. Wird bei der Suche in Papierunterlagen kein 
Indiz festgestellt und ist der Versuch, eine Selbstauskunft oder Belege zu 
beschaffen erfolglos, meldet gemäß § 4 das meldende Finanzinstitut dem  
zuständigen Finanzamt das Konto als nicht dokumentiertes Konto. 

Folgen der Feststellung von Indizien Folgen der Feststellung von Indizien 

§ 22. (1) und (2) … § 22. (1) und (2) … 

(3) Werden bei der in diesem Abschnitt beschriebenen erweiterten 
Überprüfung von Konten von hohem Wert ein Postlagerungsauftrag oder eine 
c/o-Adresse festgestellt und keine andere Adresse und keine der in § 12 Z 1 bis 5 
angeführten Indizien für den Kontoinhaber festgestellt, muss das meldende 
Finanzinstitut vom Kontoinhaber eine Selbstauskunft oder Belege beschaffen, um 
die steuerliche(n) Ansässigkeit(en) des Kontoinhabers festzustellen. Kann das 
meldende Finanzinstitut keine Selbstauskunft oder Belege beschaffen, muss es 
das Konto dem gemäß § 3 Abs. 1 zuständigen Finanzamt als nicht dokumentiertes 
Konto gemäß § 4 melden. 

(3) Werden bei der in diesem Abschnitt beschriebenen erweiterten 
Überprüfung von Konten von hohem Wert ein Postlagerungsauftrag oder eine 
c/o-Adresse festgestellt und keine andere Adresse und keine der in § 12 Z 1 bis 5 
angeführten Indizien für den Kontoinhaber festgestellt, muss das meldende 
Finanzinstitut vom Kontoinhaber eine Selbstauskunft oder Belege beschaffen, um 
die steuerliche(n) Ansässigkeit(en) des Kontoinhabers festzustellen. Kann das 
meldende Finanzinstitut keine Selbstauskunft oder Belege beschaffen, muss es 
das Konto dem zuständigen Finanzamt als nicht dokumentiertes Konto gemäß § 4 
melden. 

Änderung der Gegebenheiten Änderung der Gegebenheiten 

§ 42. Tritt bei bestehenden Konten von Rechtsträgern eine Änderung der 
Gegebenheiten ein, aufgrund derer dem meldenden Finanzinstitut bekannt ist oder 
bekannt sein müsste, dass die Selbstauskunft oder andere kontobezogene 
Unterlagen nicht zutreffend oder unglaubwürdig sind, so muss es den Status des 
Kontos nach den in den §§ 37 bis 39 festgelegten Verfahren neu bestimmen. 
Diese Bestimmung findet auf Neukonten von Rechtsträgern sinngemäß 
Anwendung. 

§ 42. Tritt bei bestehenden Konten von Rechtsträgern eine Änderung der 
Gegebenheiten ein, aufgrund derer dem meldenden Finanzinstitut bekannt ist oder 
bekannt sein müsste, dass die Selbstauskunft oder andere kontobezogene 
Unterlagen nicht zutreffend oder unglaubwürdig sind, so muss es den Status des 
Kontos nach den in den §§ 37 bis 39 festgelegten Verfahren neu bestimmen. 
Dazu muss das meldende Finanzinstitut bis zum letzten Tag eines Kalenderjahres 
oder 90 Kalendertage nach Mitteilung oder Feststellung einer solchen Änderung 
der Gegebenheiten – je nachdem, welches Datum später ist – entweder eine neue 
Selbstauskunft oder eine schlüssige Erklärung sowie gegebenenfalls Unterlagen, 
die die Plausibilität der bisherigen Selbstauskunft oder der bisherigen Unterlagen 
unterstützen, beschaffen. Diese Bestimmung findet auf Neukonten von 
Rechtsträgern sinngemäß Anwendung. 

Investmentunternehmen Investmentunternehmen 

§ 59. (1) Der Ausdruck „Investmentunternehmen“ bedeutet einen 
Rechtsträger, 

§ 59. (1) Der Ausdruck „Investmentunternehmen“ bedeutet einen 
Rechtsträger, 

 1. …  1. … 

 2. dessen Bruttoeinkünfte vorwiegend der Anlage oder Wiederanlage von  2. dessen Bruttoeinkünfte vorwiegend der Anlage oder Wiederanlage von 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Finanzvermögen oder dem Handel damit zuzurechnen sind, wenn der 
Rechtsträger von einem anderen Rechtsträger verwaltet wird, bei dem es 
sich um ein Einlageninstitut, ein Verwahrinstitut, eine spezifizierte 
Versicherungsgesellschaft oder ein Investmentunternehmen im Sinne der 
Z 1 handelt. 

Finanzvermögen oder dem Handel damit zuzurechnen sind, wenn der 
Rechtsträger von einem anderen Rechtsträger verwaltet wird, bei dem es 
sich um ein Einlageninstitut, ein Verwahrinstitut, eine spezifizierte 
Versicherungsgesellschaft oder ein Investmentunternehmen im Sinne der 
Z 1 handelt. Ein Rechtsträger wird von einem anderen Rechtsträger 
verwaltet, wenn letzterer selbst oder über einen Dienstleister für den 
verwalteten Rechtsträger die in Abs. 1 lit a) bis c) angeführten 
Tätigkeiten durchführt und dabei das vollständige Ermessen über das 
Finanzvermögen des verwalteten Rechtsträgers innehat. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Nicht meldendes Finanzinstitut Nicht meldendes Finanzinstitut 

§ 62. Der Ausdruck „nicht meldendes Finanzinstitut“ bedeutet ein 
Finanzinstitut, bei dem es sich um Folgendes handelt: 

§ 62. Der Ausdruck „nicht meldendes Finanzinstitut“ bedeutet ein 
Finanzinstitut, bei dem es sich um Folgendes handelt: 

 1. und 2. …  1. und 2. … 

 3. einen sonstigen Rechtsträger, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass 
er zur Steuerhinterziehung missbraucht wird und der im Wesentlichen 
ähnliche Eigenschaften wie die in Z 1 und Z 2 genannten Rechtsträger 
aufweist. Der Bundesminister für Finanzen ist ermächtigt mit 
Verordnung festzulegen, welche Rechtsträger diese Voraussetzungen 
erfüllen. 

 3. einen sonstigen Rechtsträger, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass 
er zur Steuerhinterziehung missbraucht wird und der im Wesentlichen 
ähnliche Eigenschaften wie die in Z 1 und Z 2 genannten Rechtsträger 
aufweist, sofern sein Status als nicht meldendes Finanzinstitut dem 
Zweck dieses Gesetzes nicht entgegensteht. Der Bundesminister für 
Finanzen ist ermächtigt mit Verordnung festzulegen, welche Rechtsträger 
diese Voraussetzungen erfüllen. 

 4. und 5. …  4. und 5. … 

Ausgenommenes Konto Ausgenommenes Konto 

§ 87. Der Ausdruck „ausgenommenes Konto“ bedeutet eines der folgenden 
Konten: 

§ 87. Der Ausdruck „ausgenommenes Konto“ bedeutet eines der folgenden 
Konten: 

 1. bis 6. …  1. bis 6. … 

 7. ein ruhendes Konto. Ein ruhendes Konto ist  7. ein ruhendes Konto. Ein ruhendes Konto ist ein Konto, ausgenommen 
ein Rentenversicherungsvertrag, mit einem den Gegenwert von 
1 000 US-Dollar nicht überschreitenden Wert, das folgende 
Voraussetzungen erfüllt: 

 a) ein Konto mit einem den Gegenwert von 1 000 US-Dollar nicht 
überschreitenden Wert, das folgende Voraussetzungen erfüllt: 

 a) ein Konto mit einem den Gegenwert von 1 000 US-Dollar nicht 
überschreitenden Wert, das folgende Voraussetzungen erfüllt: 

 – Der Kontoinhaber hat innerhalb der letzten drei Jahre keine 
Transaktion hinsichtlich dieses Kontos oder eines anderen, mit 

 – Der Kontoinhaber hat innerhalb der letzten drei Jahre keine 
Transaktion hinsichtlich dieses Kontos oder eines anderen, mit 

150/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

18 von 21

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  19 von 21 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
diesem Konto gemäß § 51 zusammengefassten Konto, beim 
meldenden Finanzinstitut veranlasst; 

diesem Konto gemäß § 51 zusammengefassten Konto, beim 
meldenden Finanzinstitut veranlasst; 

 – der Kontoinhaber ist innerhalb der letzten sechs Jahre mit dem 
meldenden Finanzinstitut betreffend das ruhende Konto oder ein 
anderes, mit diesem Konto gemäß § 51 zusammengefassten 
Konto, nicht in Kontakt getreten; und, 

 – der Kontoinhaber ist innerhalb der letzten sechs Jahre mit dem 
meldenden Finanzinstitut betreffend das ruhende Konto oder ein 
anderes, mit diesem Konto gemäß § 51 zusammengefassten 
Konto, nicht in Kontakt getreten; und, 

 – im Fall eines rückkaufsfähigen Versicherungsvertrags, ist das 
meldende Finanzinstitut nicht mit dem Kontoinhaber hinsichtlich 
dieses Kontos oder eines anderen, mit diesem Konto gemäß § 51 
zusammengefassten Kontos innerhalb der letzten sechs Jahre in 
Kontakt getreten. 

 – im Fall eines rückkaufsfähigen Versicherungsvertrags, ist das 
meldende Finanzinstitut nicht mit dem Kontoinhaber hinsichtlich 
dieses Kontos oder eines anderen, mit diesem Konto gemäß § 51 
zusammengefassten Kontos innerhalb der letzten sechs Jahre in 
Kontakt getreten. 

 b) ein Konto mit einem den Gegenwert von 10 000 US-Dollar nicht 
überschreitenden Wert, für das § 7 Abs. 8 und 10 Finanzmarkt-
Geldwäschegesetz – FM-GwG, BGBl. I Nr. 118/2016 gilt. 

 

Jedes meldende Finanzinstitut kann auf ruhende Konten auch die 
Bestimmungen für meldepflichtige Konten anwenden; und 

Jedes meldende Finanzinstitut kann auf ruhende Konten auch die 
Bestimmungen für meldepflichtige Konten anwenden; und 

 8. ein sonstiges Konto, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass es zur 
Steuerhinterziehung missbraucht wird, das im Wesentlichen ähnliche 
Eigenschaften wie die in Z 1 bis 6 beschriebenen Konten aufweist. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt mit Verordnung 
festzulegen, welche Konten diese Voraussetzungen erfüllen. 

 8. ein sonstiges Konto, bei dem ein geringes Risiko besteht, dass es zur 
Steuerhinterziehung missbraucht wird, das im Wesentlichen ähnliche 
Eigenschaften wie die in Z 1 bis 6 beschriebenen Konten aufweist, sofern 
sein Status als ausgenommenes Konto dem Zweck dieses Gesetzes nicht 
entgegensteht. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt mit 
Verordnung festzulegen, welche Konten diese Voraussetzungen erfüllen. 
Jedes meldende Finanzinstitut kann auf ausgenommene Konten auch die 
Bestimmungen für meldepflichtige Konten anwenden. 

Kontoinhaber Kontoinhaber 

§ 96. Der Ausdruck „Kontoinhaber“ bedeutet die Person, die vom 
kontoführenden Finanzinstitut als Inhaber eines Finanzkontos geführt oder 
identifiziert wird. Eine Person, die kein Finanzinstitut ist und als Treuhänder, 
Vertreter, Verwahrer, Bevollmächtigter, Unterzeichner, Anlageberater oder 
Intermediär zugunsten oder für Rechnung einer anderen Person ein Finanzkonto 
unterhält, gilt nicht als Kontoinhaber im Sinne dieses Gesetzes, stattdessen gilt 
die andere Person als Kontoinhaber. Im Fall eines rückkaufsfähigen 
Versicherungsvertrags oder eines Rentenversicherungsvertrags ist der 
Kontoinhaber jede Person, die berechtigt ist, auf den Barwert zuzugreifen oder 
den Begünstigten des Vertrags zu ändern. Kann niemand auf den Barwert 

§ 96. Der Ausdruck „Kontoinhaber“ bedeutet die Person, die vom 
kontoführenden Finanzinstitut als Inhaber eines Finanzkontos geführt oder 
identifiziert wird. Eine Person, die kein Finanzinstitut ist und als Treuhänder, 
Vertreter, Verwahrer, Bevollmächtigter, Unterzeichner, Anlageberater oder 
Intermediär zugunsten oder für Rechnung einer anderen Person ein Finanzkonto 
unterhält, gilt nicht als Kontoinhaber im Sinne dieses Gesetzes, stattdessen gilt 
die andere Person als Kontoinhaber. Im Fall eines rückkaufsfähigen 
Versicherungsvertrags oder eines Rentenversicherungsvertrags ist der 
Kontoinhaber jede Person, die berechtigt ist, auf den Barwert zuzugreifen oder 
den Begünstigten des Vertrags zu ändern. Kann niemand auf den Barwert 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
zugreifen oder den Begünstigten des Vertrags ändern, so ist der Kontoinhaber 
jede Person, die im Vertrag als Eigentümer genannt ist, und jede Person, die nach 
den Vertragsbedingungen einen unverfallbaren Zahlungsanspruch hat. Bei 
Fälligkeit eines rückkaufsfähigen Versicherungsvertrags oder eines 
Rentenversicherungsvertrags gilt jede Person, die vertragsgemäß einen Anspruch 
auf Erhalt einer Zahlung hat, als Kontoinhaber. Für Zwecke dieses 
Bundesgesetzes gilt bei Spareinlagen gemäß § 31 Abs. 3 BWG der gemäß den 
Bestimmungen des FM-GwG identifizierte Kunde als Kontoinhaber. 

zugreifen oder den Begünstigten des Vertrags ändern, so ist der Kontoinhaber 
jede Person, die im Vertrag als Eigentümer genannt ist, und jede Person, die nach 
den Vertragsbedingungen einen unverfallbaren Zahlungsanspruch hat. Bei 
Fälligkeit eines rückkaufsfähigen Versicherungsvertrags oder eines 
Rentenversicherungsvertrags gilt jede Person, die vertragsgemäß einen Anspruch 
auf Erhalt einer Zahlung hat, als Kontoinhaber. 

 Missbrauch 

 § 108a. (1) Durch Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten des privaten 
Rechts kann die Meldepflicht nicht umgangen werden. 

 (2) Missbrauch liegt vor, wenn eine rechtliche Gestaltung, die einen oder 
mehrere Schritte umfassen kann, oder eine Abfolge rechtlicher Gestaltungen im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Zielsetzung unangemessen ist. Unangemessen 
sind solche Gestaltungen, die unter Außerachtlassung der damit verbundenen 
Umgehung einer Meldung gemäß § 3 nicht mehr sinnvoll erscheinen, weil der 
wesentliche Zweck in der Vermeidung der Meldung gemäß § 3 besteht. 

 (3) Wird ein meldendes Finanzinstitut von einem behördlich festgestellten 
„Missbrauch“ informiert, so ist die Meldung gemäß § 3 so zu erstellen, wie sie 
bei einer den wirtschaftlichen Vorgängen, Tatsachen und Verhältnissen 
angemessenen rechtlichen Gestaltung zu erstellen wäre. 

 Kontrollmaßnahmen der meldenden Finanzinstitute 

 § 110. (1) Meldende Finanzinstitute haben geeignete Kontrollmaßnahmen zu 
ergreifen, um die Einhaltung der Meldeverpflichtung gemäß § 3 und der 
Sorgfaltspflichten nach den Hauptstücken 3 bis 7 dieses Gesetzes sicherzustellen. 

 (2) Die meldenden Finanzinstitute berichten der zuständigen 
Abgabenbehörde aus Anlass von Außenprüfungen nach § 147 BAO über die 
Kontrollmaßnahmen gemäß Abs. 1. 

Zuständigkeit für die Kontrolle der Einhaltung der Sorgfalts- und 
Meldeverpflichtungen 

Zuständigkeit für die Kontrolle der Einhaltung der Sorgfalts- und 
Meldeverpflichtungen 

§ 111. Die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften der §§ 3 bis 53 obliegt 
den Abgabenbehörden des Bundes. Zuständig ist das Finanzamt, das für die 
Erhebung der Körperschaftsteuer des meldenden Finanzinstituts zuständig ist. 
Hierbei sind die für die Erhebung der Abgaben geltenden Bestimmungen, wie 

§ 111. Die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften der §§ 3 bis 53 obliegt 
dem zuständigen Finanzamt. Hierbei sind die für die Erhebung der Abgaben 
geltenden Bestimmungen, wie insbesondere die Bundesabgabenordnung – BAO, 
BGBl. Nr. 194/1961, sinngemäß anzuwenden. Die Meldungen (§ 3) gelten als 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
insbesondere die Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, 
sinngemäß anzuwenden. Die Meldungen (§ 3) gelten als Abgabenerklärungen. 

Abgabenerklärungen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 117. (1) bis (3) … § 117. (1) bis (3) … 

 (4) § 3 Abs. 1a, § 4 Abs. 3, § 5 Abs. 2, § 11 Abs. 2, § 11 Abs. 3,§ 15, § 22 
Abs. 3 und § 111, jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2019, treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 
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